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Entwurf eines Raumordnungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ziel der Raumordnung 

Das Bundesgebiet ist in seiner allgemeinen räum- 
lichen Struktur bei Beachtung der natürlichen 
Gegebenheiten einer Entwicklung zuzuführen, die 
der freien Entfaltung der Persönlichkeit in der Ge- 
meinschaft unter Wahrung der Erfordernisse des 
sozialen Ausgleichs und der äußeren und inneren 
Sicherheit am besten dient. 

§2 

Grundsätze der Raumordnung 

(1) Die in den Ländern aufzustellenden Programme 
und Pläne (§ 4) sowie die Fachplanungen und Maß- 
nahmen der Bundesbehörden und der bundesunmit- | 
telbaren Planungsträger sind miteinander und auf- | 
einander abzustimmen. Bei der Abstimmung sind ] 
unter gerechter Abwägung der öffentlichen und i 
privaten Belange gegeneinander und untereinander 
folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Das regionale Gefälle der allgemeinen so- 
zialen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse soll innerhalb des Bundesge- 
bietes in seiner Gesamtheit nach Möglich- 
keit verringert werden. In den wesentlich 
hinter den allgemeinen Verhältnissen des 
Bundesgebietes zurückbleibenden Gebie- 
ten sollen je nach der Ursache der Mängel 
die Einrichtungen und Bedingungen zur 
Aufschließung dieser Gebiete verbessert, 
die sozialen und kulturellen Verhältnisse 
gehoben und die Wirtschaftskraft, vor 
allem in Gemeinden mit zentralörtlicher 
Bedeutung, gestärkt werden. 

2. Gebiete oder Gebietsteile mit günstigen 
natürlichen landwirtschaftlichen Lebens- 
und Produktionsbedingungen sollen der 
landwirtschaftlichen Nutzung erhalten und 
nur in dem notwendigen Umfang für an- 
dere Nutzungsarten vorgesehen werden. 
Auch in landwirtschaftlichen Gebieten sind 
Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeutung 
zu erhalten und zu entwickeln. In land- 
wirtschaftlichen Gebieten, die der Bevölke- 
rung kein ausreichendes Einkommen aus 
der Landwirtschaft ermöglichen, sollen zu- 
sätzliche Erwerbsmöglichkeiten, vor allem 
in Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeu- 
tung, geschaffen werden. 

3. Die Leistungskraft des Zonenrandgebietes 
soll gestärkt werden. 


4. In Gebieten mit einer übermäßigen Ver- 
dichtung von Bevölkerung und Industrie 
(überlastete Verdichtungsräume) sollen 
Maßnahmen vermieden werden, die zu 
einer weiteren regionalen Konzentration 
führen. Auf die Gesundung insbesondere 
der Kerngebiete dieser Verdichtungsräume 
ist Bedacht zu nehmen. 

Die Entwicklung von geeigneten Orten 
(Entlastungsorten) als Konzentrations- 
punkte von Menschen und Wirtschafts- 
kraft soll zur Entlastung überlasteter Ver- 
dichtungsräume und zur Erhaltung der die- 
sen zugeordneten Landschaft angestrebt 
werden. 

5. Es sind die Voraussetzungen für eine nach 
der Zweckbestimmung der verschiedenen 
Baugebiete planmäßig gegliederte und 
durch hinreichende Grünflächen aufge- 
lockerte Besiedlung zu schaffen, die bei 
einem sowohl für den Einzelnen zumut- 
baren, als auch für die Volkswirtschaft 
tragbaren Aufwand für die Aufschließung 
breiten Schichten der Bevölkerung den Er- 
werb von privatem Eigentum an Grund 
und Boden ermöglicht. Dabei ist in Stadt 
und Land auf die Neuordnung solcher Bau- 
gebiete Bedacht zu nehmen, die den allge- 
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse nicht entsprechen. 

6. Den Erfordernissen der zivilen und militä- 
rischen Verteidigung ist Rechnung zu tra- 
gen. 

7. Auf das Gleichgewicht der Kräfte der Na- 
tur, insbesondere in biologischer, wasser- 
wirtschaftlicher und klimatischer Hinsicht, 
ist Bedacht zu nehmen. Für die Erhaltung 
und den Schutz des Waldes ist Sorge zu 
tragen. 

8. Der Reinhaltung des Wassers, dem Schutze 
bestehender und zukünftiger Wasserge- 
winnungsgebiete und der Reinhaltung der 
Luft sowie dem Schutz der Allgemeinheit 
vor Lärmbelästigungen ist ausreichend 
Rechnung zu tragen. 

9. Für die Erhaltung der Landschaft sowie für 
die Sicherung und Gestaltung von Erho- 
lungsgebieten — vor allem in angemesse- 
ner Zuordnung zu Räumen mit großer Be- 
völkerungsdichte — ist zu sorgen. 

(2) Die Maßnahmen der Länder, insbesondere 
diejenigen nach § 4 Abs. 1, sollen so gestaltet wer- 
den, daß die Verwirklichung der Grundsätze des 
Absatzes 1 in den Nachbarländern und im Bundes- 
gebiet in seiner Gesamtheit nicht erschwert wird. 
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(3) Bei Anwendung der Grundsätze nach Ab- 
satz 1 sind die gesamtdeutschen Belange zu berück- 
sichtigen. Auf die räumliche Entwicklung des Bun- 
desgebietes einwirkende Maßnahmen sind mit den 
Zielen der Zusammenarbeit im europäischen Raum 
in Einklang zu bringen. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die in Absatz 1 Nr. 1 und 4 ver- 
wendeten Begriffe „hinter den allgemeinen Verhält- 
nissen des Bundesgebietes zurückbleibende Ge- 
biete" und „überlastete Verdichtungsräume" durch 
Verwendung der Merkmale „Bevölkerungsdichte" 
und „Sozialprodukt bezogen auf die Bevölkerung" 
abzugrenzen. Andere in der amtlichen Statistik für 
das Bundesgebiet enthaltene Merkmale, die für die 
Lebensverhältnisse der Bevölkerung in den in Satz 1 
bezeichneten Gebieten besonders kennzeichnend 
sind, können herangezogen werden. 

§ 3 

Wirkung der Grundsätze 

(1) Die Grundsätze des § 2 Abs. 1 gelten als ! 
Richtlinien für die Bundesbehörden, die bundesun- 
mittelbaren Planungsträger und die bundesunmit- 
telbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts im Rahmen der ihnen ob- 
liegenden Aufgaben bei Fachplanungen und bei 
sonstigen Maßnahmen, durch die Grund und Boden 
in Anspruch genommen oder die räumliche Entwick- 
lung eines Gebietes beeinflußt wird. 

(2) Die Grundsätze nach § 2 bilden den Rahmen 
für die Gesetzgebung der Länder über die Raum- 
ordnung. Sie gelten für die Raumordnung der Län- 
der unmittelbar, solange sie nicht von solchen Lan- 
desgesetzen übernommen worden sind. 

(3) Die Grundsätze des § 2 Abs. 1 regeln nicht 
unmittelbar die Nutzung des Grund und Bodens. 
Sie haben den einzelnen Staatsbürgern gegenüber 
keine bindende Wirkung. Sie begründen keine 
Rechtsansprüche hinsichtlich der inhaltlichen Ge- 
staltung von Plänen, Programmen und Maßnahmen 
sowie hinsichtlich der Gewährung von Entschädi- 
gungen oder öffentlichen Förderungsmaßnahmen. 

§ 4 

Raumordnung in den Ländern 

(1) Die Länder stellen im Rahmen der Grund- 
sätze nach § 2 übergeordnete und zusammenfas- 
sende Programme oder Pläne auf. Die Aufstellung 
räumlicher und sachlicher Teilprogramme und Teil- 
pläne ist zulässig. 

(2) Die Programme und Pläne nach Absatz 1 ent- 
halten Richtlinien oder verbindliche Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung. Verbindliche Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung sind solche, an 
die nach § 1 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341) die Rauleit- 
pläne oder nach anderen Gesetzen andere Planun- 
gen anzupassen sind. 


(3) Verbindliche Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung sind aufzustellen, sobald und soweit 
es erforderlich ist. Bei der Aufstellung verbindlicher 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind die 
betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
beteiligen. Das Nähere regeln die Länder. Sie kön- 
nen bestimmen, daß für einen Zeitraum von fünf 
Jahren seit Inkrafttreten dieses Gesetzes die ver- 
bindlichen Ziele der Raumordnung und Landespla- 
nung auch durch verbindliche allgemeine landes- 
planerische Richtlinien festgelegt werden können. 

(4) Programme, Pläne und landesplanerische 
Richtlinien regeln nicht unmittelbar die Nutzung des 
Grund und Bodens. 

(5) Verbindliche Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung nach den Absätzen 1 und 2 sind von 
den Behörden, den Gemeinden und den Gemeinde- 
verbänden sowie den sonstigen Körperschaften und 
den Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts bei Planungen und allen sonstigen Maßnah- 
men, durch die Grund und Boden in Anspruch ge- 
nommen oder die räumliche Entwicklung eines Ge- 
bietes beeinflußt wird, zu beachten. 

(6) Bei Vorhaben des Bundes oder bundesunmit- 
telbarer Planungsträger, 

a) deren besondere öffentliche Zweckbestim- 
mung einen bestimmten Standort oder 
eine bestimmte Linienführung erfordert, 
oder 

b) die auf Grundstücken durchgeführt wer- 
den sollen, die nach dem Gesetz über die 
Landbeschaffung für Aufgaben der Vertei- 
digung vom 23. Februar 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S, 134) in der Fassung des Geset- 
zes vom 23. Dezember 1960 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1078) oder nach dem Gesetz 
über die Beschränkung von Grundeigen- 
tum für die militärische Verteidigung vom 
7. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 899) 
in Anspruch genommen sind, oder 

c) über die in einem Verfahren nach dem 
Bundesfernstraßengesetz in der Fassung 
vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1742), dem Bundesbahngesetz vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 955), dem Telegraphenwegegesetz vom 
18. Dezember 1899 (Reichsgesetzbl. S. 705), 
dem Luftverkehrsgesetz in der Fassung 
vom 10. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 9) oder dem Personenbeförderungsge- 
setz vom 21. März 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) zu entscheiden ist, 

gilt Absatz 5 nur, wenn die zuständige Bundesbe- 
hörde oder der bundesunmittelbare Planungsträger 
das Einverständnis erklärt hat. Macht eine Verände- 
rung der Sachlage eine Abweichung erforderlich, so 
kann das Einverständnis widerrufen werden. In die- 
sem Falle sollen der Bund und die bundesunmittel- 
baren Planungsträger sich unverzüglich mit der für 
die Raumordnung zuständigen obersten Landesbe- 
hörde ins Benehmen setzen. 
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§ 5 

Untersagung raumordnungswidriger Planungen 
und Maßnahmen 

Bis zur Festlegung verbindlicher Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung kann die zuständige 
Landesbehörde für eine bestimmte Zeit die Aus- 
führung solcher beabsichtigter Planungen und Maß- 
nahmen untersagen, die mit den im Grundsatz von 
der zuständigen Behörde gebilligten Absichten der 
Raumordnung und Landesplanung nicht in Einklang 
stehen. Dies gilt nur für solche Planungen und Maß- 
nahmen, die von der Rechtswirkung verbindlicher 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung nach 
§ 4 erfaßt würden. Widerspruch und Anfechtungs- 
klage gegen eine Anordnung nach Satz 1 haben 
keine aufschiebende Wirkung. Das Nähere, insbe- 
sondere die Höchstdauer der Untersagung, regelt 
das Land. 

§ 6 

Gemeinsame Beratung 

Grundsätzliche Fragen der Raumordnung und 
Zweifelsfragen bei der Anwendung der Grundsätze 
nach § 2 bei besonders bedeutsamen raumbeanspru- 
chenden und raumbeeinflussenden Maßnahmen des 
Bundes und der Länder sollen von der Bundesregie- 
rung und den Landesregierungen unter Leitung des 
zuständigen Bundesministers gemeinsam beraten 
werden; zu den Beratungen können Sachverständige 
hinzugezogen werden. Eine gemeinsame Beratung 
nach Satz 1 oder deren Möglichkeit steht der Ein- 
leitung und Durchführung gesetzlich geregelter Ver- 
fahren nicht entgegen. 

§ 7 

Mitteilungs- und Auskunftspflicht 

(1) Die bundesunmittelbaren Planungsträger sind 
verpflichtet, der Bundesregierung die erforderlichen 
Auskünfte zu geben. Der für die Raumordnung zu- 
ständige Bundesminister unterrichtet die für die 
Raumordnung zuständigen obersten Landesbehörden 
über Vorhaben des Bundes und der bundesunmittel- 
baren Planungsträger nach § 4 Abs. 6; das gleiche gilt 


für sonstige Vorhaben, die für die Anwendung der 
Grundsätze nach § 2 Abs. 1 Bedeutung haben oder 
haben können. Die Unterrichtungspflicht gilt nicht, 
soweit andere bundesgesetzliche Vorschriften be- 
reits eine Unterrichtung der für die Raumordnung 
zuständigen obersten Landesbehörden vorsehen. 

(2) Die für die Raumordnung zuständigen ober- 
sten Landesbehörden unterrichten den für die Raum- 
ordnung zuständigen Bundesminister über 

1. die in ihren Ländern aufzustellenden oder 
aufgestellten Programme, Pläne und lan- 
desplanerischen Richtlinien, 

2. die beabsichtigten oder getroffenen son- 
stigen landesplanerischen Maßnahmen 
und Entscheidungen, soweit sie für die 
Anwendung der Grundsätze nach § 2 
Abs. 1 Bedeutung haben. 

(3) Die Länder regeln Inhalt und Umfang der 
Mitteilungs- und Auskunftspflicht über beabsichtigte 
Planungen und Maßnahmen, soweit diese für die 
Landesplanung Bedeutung haben oder erlangen 
können. Dies gilt unbeschadet anderweitiger bun- 
desgesetzlicher Regelungen nicht für die in Ab- 
satz 1 Satz 2 genannten Vorhaben. 

(4) Bund und Länder sind verpflichtet, sich gegen- 
seitig alle Auskünfte zu erteilen, die zur Durchfüh-' 
rung der Aufgaben der Raumordnung und Landes- 
planung notwendig sind. Weitergehende vertrag- 
liche Regelungen bleiben unberührt. 

§ 8 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1 . 

Die räumliche Entwicklung in der Bundesrepublik 
ist durch zwei beherrschende Vorgänge gekenn- 
zeichnet. 

Auf der einen Seite besteht seit dem Aufkommen 
der modernen Industriewirtschaft eine zunehmende 
Tendenz zu einer Konzentration von Bevölkerung 
und Betrieben in bestimmten Räumen. In diesen 
Ballungen, die auch als überlastete Verdichtungs- 
räume bezeichnet werden, leben auf einer Fläche 
von 32 800 km 2 über 23 Millionen Menschen. Das 
besagt prozentual ausgedrückt, daß 42,7 v. H. der 
Gesamtbevölkerung in diesen Konzentrationsräu- 
men leben, die flächenmäßig nur etwa 14 v. H. der 
Gesamtfläche der Bundesrepublik ausmachen. 
60 v. H. der Steuer- und Wirtschaftskraft liegen in 
diesen Gebieten. Das wirtschaftliche Übergewicht 
dieser Räume ist also noch weit größer, als es die 
Bevölkerungszahlen auszudrücken vermögen. 

Auf der anderen Seite besteht in einem flächenmä- 
ßig erheblichen Teil des Bundesgebietes ein offen- 
sichtliches Mißverhältnis zwischen Bevölkerungs- 
zahl und Existenzgrundlage, das sich in Steuer- 
schwäche, der sich daraus ergebenden Leistungs- 
schwäche der kommunalen Körperschaften sowie in 
einer ungenügenden Ausstattung mit Gemein- 
schaftseinrichtungen auswirkt. In diesen Gebieten, 
die industrieschwach und im allgemeinen zugleich 
agrarische Problemgebiete sind, leben rd. 8 Millio- 
nen Menschen, also nicht einmal so viele wie in 
dem einzigen Ballungsraum Rhein-Ruhr, auf etwa 
40 v. H. der Fläche des Bundesgebietes. Ihr Anteil 
an der Gesamtbevölkerung des Bundesgebietes be- 
trägt nur 15,7 v. H. 

Diese seit langem festzustellenden Entwicklungen 
sind auch in der Gegenwart wirksam geblieben. 
Ein Vergleich der am 25. September 1956 und am 
6. Juni 1961 durchgeführten amtlichen Bevölke- 
rungsfeststellungen zeigt weiterhin ausgeprägte 
Konzentrationstendenzen. 

Die Bevölkerung des Bundesgebietes hat sich in den 
Jahren 1956 bis 1961 um rd. 3 Millionen (5,9 v. H.) 
vermehrt. Von dieser Zunahme entfielen 1,576 Mil- 
lionen, also 52,5 v. H. auf die überlasteten Verdich- 
tungsräume. Ihre Zuwachsrate lag mit 7,3 v. H. um 
rd. ein Viertel über dem Bundesdurchschnitt. 

Demgegenüber sind die industrieschwachen und 
agrarischen Problemgebiete in ihrer Bevölkerungs- 
entwicklung erheblich hinter dem Bundesdurch- 
schnitt zurückgeblieben. Ihre Zuwachsrate betrug 
mit 1,1 v. H. noch nicht ein Fünftel des Bundes- 
durchschnitts. 


Für diese Entwicklung in den Verdichtungsräumen 
waren zunächst natürliche Standortvorteile sowie 
die günstige Verkehrslage ausschlaggebend. In 
neuerer Zeit treten in stärkerem Maße die mensch- 
lich-gesellschaftlichen Faktoren in den Vordergrund. 
Während der Anteil der Industriebeschäftigten an 
der Gesamtzahl der Beschäftigten etwa gleich hoch 
bleibt, nehmen mit der Komplizierung der gesell- 
schaftlichen Apparatur die in den Dienstleistungen 
Beschäftigten ständig an Bedeutung zu. Diese Trä- 
ger der Dienstleistungen bevorzugen überwiegend 
die Zentren der Ballungen als Auswirkungen der 
Kontaktvorteile, die sich aus dem Beieinander vie- 
ler Menschen und zahlreicher Einrichtungen kultu- 
reller und wirtschaftlicher Art ergeben. 

2. 

Die Nachteile und Gefahren dieser Entwicklung 
liegen offen zutage. 

Je stärker die Verdichtung in den Konzentrations- 
räumen ist, je höher also ihre Industrie- und Bevöl- 
kerungsdichte ansteigt, um so mehr nimmt auch die 
Verkehrsdichte zu. Die öffentlichen Verkehrsanla- 
gen sind den Anforderungen, die der fließende und 
ruhende Verkehr an sie stellt, auf die Dauer nicht 
gewachsen. Darin liegen nicht nur besondere Be- 
lastungen für die öffentliche Hand, sondern auch für 
die in der Ballung lebenden Menschen, die ange- 
sichts des Zeit- und Kostenaufwandes oft unzumut- 
bar sind. All diese Erscheinungen werden durch das 
konzentrierend wirkende Anwachsen der Dienstlei- 
stungsbetriebe einerseits und durch die mit der 
Automation zusammenhängenden Flächenansprüche 
kompliziert, wodurch im Ergebnis zusätzliche Be- 
lastungen im Hinblick auf den Verkehr entstehen. 

Mit zunehmender Massierung der Industriebetriebe 
und Siedlungen nehmen die gesundheitlichen Schä- 
den zu, die sich aus der Verunreinigung der Luft 
und des Wassers sowie aus der Belästigung durch 
Lärm ergeben. Untersuchungen haben zu dem Er- 
gebnis geführt, daß in den überlasteten Verdich- 
tungsräumen Gesamtstaubniederschläge von monat- 
lich 3 kg/100 m 2 und mehr durchaus die Regel dar- 
stellen. Die Inanspruchnahme von Siedlungs- und 
Industrieflächen führt insbesondere in den Bal- 
lungsgebieten und an deren Rändern zu schwer- 
wiegenden Beeinträchtigungen der Naturlandschaft, 
Die Verschmutzung der Wasserläufe, die Verunrei- 
nigung der Luft, die Anhäufung von Abfällen der 
Industrie und der Wohnsiedlungen, die Inanspruch- 
nahme und Zurückdrängung von Wald- und Erho- 
lungsgebieten stören das biologische, wasserwirt- 
schaftliche und klimatische Gleichgewicht der Natur 
und ihre Regenerationskräfte. 

Die öffentlichen Aufwendungen vor allem für Ein- 
richtungen im Verkehrswesen, im Gesundheitswe- 


5 



Drucksache IV/ 1204 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


sen, 4m kulturellen Bereich, in der Verwaltung stei- 
gen von einer gewissen Bevölkerungsdichte an 
überproportional im Vergleich zur Kopfzahl der 
Bevölkerung, Zusätzliche Belastungen entstehen der 
Allgemeinheit besonders in den Verdichtungsgebie- 
ten in Gestalt solcher Kosten, die vor allem im Zu- 
sammenhang mit der betrieblichen Standortwahl, 
der Verschmutzung der Gewässer und der Verun- 
reinigung der Luft nicht vom Veranlasser getragen, 
vielmehr der Allgemeinheit angelastet werden 
(social costs). 

Die Häufung von Betrieben und Dienstleistungsein- 
richtungen auf engem Raum steigert den Bedarf an 
Boden. Die Nachfrage nimmt zu, während das Ange- 
bot örtlich nur beschränkt vermehrbar ist. Mit 
wachsender Verknappung steigen die Bodenpreise 
zu einer Höhe, die der Bevölkerung den Erwerb von 
privatem Eigentum an Grund und Boden erschwert. 
Nach den Grundwerten unserer Verfassung kommt 
aber gerade der Möglichkeit des Eigentumserwerbs 
auch an Grund und Boden besondere Bedeutung zu. 

Weiterhin ist der räumliche Umfang dieser künstlich 
geschaffenen Umwelt so groß, daß der Zutritt zur 
freien Landschaft von den Kerngebieten aus nur mit 
erheblichem Zeitaufwand möglich ist. 

In den industrieschwachen und agrarischen Problem- 
gebieten sind die wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnisse besonders schwierig. 

Unzureichende landwirtschaftliche oder gewerbliche 
Existenzgrundlagen bedingen ein niedriges Einkom- 
mensniveau und geringe gemeindliche Steuerkraft. 
Die kommunale Grundausstattung ist infolgedessen 
meist dürftig. Neben einer ausreichenden Erschlie- 
ßung fehlen vor allem zahlreiche soziale und kultu- 
relle Einrichtungen, die nach dem Entwicklungs- 
stand unserer Zivilisation als notwendig anzusehen 
sind. Diese Gebiete werden zunehmend durch den 
Prozeß der „sozialen Erosion", d. h. der Abwande- 
rung der aktivsten und leistungsfähigsten Bevölke- 
rungsteile beeinträchtigt. Manche Dörfer sind da- 
durch bereits zu „Altendörfern" mit einem hohen 
Prozentsatz an Rentnern und Altenteilern gewor- 
den. 

Der gegenwärtige Zustand der räumlichen Ordnung 
übt dabei auf die menschliche Gesellschaft einen 
mitformenden, mitgestaltenden Einfluß aus, der für 
die Erhaltung der Persönlichkeitswerte und für die 
Förderung der Bereitschaft zur verantwortlichen 
Mitarbeit an den Angelegenheiten der Gemeinschaft 
ungünstig ist. 

3. 

Die tatsächliche Entwicklung bestätigt, daß die fest- j 
gestellten Tendenzen selbsttätig die bestehenden j 
Mängel in der räumlichen Ordnung des Bundesge- j 
bietes nicht abschwächen oder ausgleichen. Die diese 
Entwicklung bestimmenden und beeinflussenden 
Kräfte weisen im modernen Industriestaat zu wider- 
spruchsvollen Tendenzen auf und sind jedenfalls 
nicht darauf angelegt, von sich aus die vorhandene 
Unordnung durch sachgerechten Ausgleich in eine 
sinnvolle Ordnung des Raumes zu bringen. Auch 


die Gemeinden sind mit den ihnen zu Gebote ste- 
henden planungsrechtlichen Handhaben allein nicht 
in der Lage, die räumliche Entwicklung vernünftig 
zu beeinflussen. Die mit der strukturellen Entwick- 
lung der größeren Gebiete zusammenhängenden 
Fragen gehen über den Aktionsbereich der örtlichen 
Planung hinaus und können dieser nicht allein zur 
Entscheidung überlassen werden. 

Aus dieser Erkenntnis ist zu Beginn dieses Jahr- 
hunderts die Aufgabe der Landesplanung entstan- 
den. Die bemerkenswertesten Daten aus den An- 
fängen der geschichtlichen Entwicklung sind die 
Grünflächen-Kommission des Regierungspräsidenten 
in Düsseldorf, die 1911 gebildet wurde, und die Aus- 
arbeitung eines Generalsiedlungsplanes für den en- 
geren mitteldeutschen Industriebezirk, der 1923 in 
Auftrag gegeben wurde. Unter der Bezeichnung 
„Landesplanung" entstanden nach und nach in allen 
Teilen Deutschlands Planungsgemeinschaften, die 
sich im Jahre 1929 in der „Arbeitsgemeinschaft der 
Landesplanungsstellen" zusammenschlossen. Das auf 
der Ideologie der nationalsozialistischen Epoche be- 
ruhende, in den Jahren 1935 bis 1936 entstandene 
Gesetzgebungswerk über die Reichsstelle für Raum- 
ordnung hat für unsere Gegenwart keine Bedeutung 
mehr. Nach dem Kriege haben sich die Länder orga- 
nisatorisch und rechtlich der Aufgabe angenommen, 
auf die Strukturentwicklung ihres Gebietes mit lan- 
desplanerischen Maßnahmen Einfluß zu nehmen 
und zu diesem Zwecke teilweise Landesplanungs- 
gesetze erlassen. 

Die der Raumordnung in der Bundesrepublik ge- 
stellten Aufgaben können aber auch durch die Landes- 
planung in den Ländern nicht allein vollständig ge- 
löst werden. Viele der mit dem Begriff „Raumord- 
nung" angesprochenen Probleme reichen über die 
Grenzen der Länder hinaus. Ihre Lösung erfordert 
nicht nur eine Abstimmung der raumbedeutsamen 
Maßnahmen zwischen Bund und Ländern, sondern 
auch der regionalen Maßnahmen der Länder aufein- 
ander, derart, daß auf die strukturellen Verhältnisse 
innerhalb des Bundesgebietes in seiner Gesamtheit 
Bedacht genommen wird. 

Schließlich können die mit der räumlichen Entwick- 
lung unseres Staatsgebietes zusammenhängenden 
Teilaufgaben nicht zufriedenstellend gelöst werden, 
wenn nicht die aus der zunehmenden wirtschaft- 
lichen Integration Europas und des freien Westens 
resultierenden regionalwirtschaftlichen Konsequen- 
zen für das Bundesgebiet frühzeitig berücksichtigt 
werden und andererseits dafür Sorge getragen witd, 
daß die zeitweilige Spaltung Deutschlands nicht 
zu einer unerwünschten oder gar die Wiederver- 
einigung behindernden Änderung der Struktur des 
Bundesgebietes führt. Aus allen diesen Grün- 
den ist ein koordiniertes Vorgehen von Bund und 
Ländern und der Länder untereinander unerläßlich. 

Der wesensgemäße Inhalt dieser Bund und Ländern 
gleichermaßen gestellten Aufgabe besteht darin, 
unter dem Gesichtspunkt einer regionalen Struktur- 
politik für eine Koordinierung und Ausrichtung so- 
wohl der verschiedenen Fachplanungen als auch der 
sonstigen raumbedeutsamen öffentlichen Maßnah- 
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men zu sorgen. Für die wirksame Durchführung die- 
ser Aufgabe ist die Aufstellung sachlicher Ziele der 
Raumordnung erforderlich, die für Bund und Län- 
der verbindlich sind. Der Maßstab, an dem diese 
Ziele zu orientieren sind, ergibt sich aus den Grund- 
werten unserer verfassungsmäßigen Gesellschafts- 
ordnung. 

4. 

Aus dieser Erkenntnis sind zur Realisierung einer 
wirksamen Raumordnung von den beteiligten Bun- 
desressorts „Grundsätze für die raumbedeutsamen 
Maßnahmen des Bundes und ihre Koordinierung" 
vereinbart worden (Bundesanzeiger Nr. 146 vom 
4. August 1962). Sie enthalten die Grundsatzent- 
scheidungen, nach denen die jährlich etwa 8 Mil- 
liarden DM betragenden raumbedeutsamen Investi- 
tionen der Bundesressorts koordiniert und auf be- 
stimmte sachliche Grundsätze ausgerichtet werden. 

Dies ist aber nur ein erster Schritt auf dem Wege, 
der zu einer wirksamen Raumordnung führt. Es 
kann nicht allein auf den Bereich abgestellt werden, 
in dem der Bund als Träger von Investitionen und 
durch Vergabe von Förderungsmitteln tätig wird. 
Notwendig ist eine darüber hinausgehende wirk- 
same Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
und dabei vor allem die Festlegung derjenigen 
grundsätzlichen Gesichtspunkte, die für die Raum- 
ordnungspolitik sowohl des Bundes als auch der 
Länder maßgebend sein sollen. 

Der gegenwärtige Rechtszustand trägt dieser Not- 
wendigkeit nur in unzulänglicher Weise Rechnung. 
Bund und Länder haben am 16. Dezember 1957 zu- 
nächst auf die Dauer von 4 Jahren ein „Verwal- 
tungsabkommen über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Raumordnung" geschlossen (Bundes- 
anzeiger Nr. 25 vom 6. Februar 1958), das am 
15. Dezember 1961 für weitere 4 Jahre verlängert 
worden ist (Bundesanzeiger Nr. 24 vom 3. Fe- 
bruar 1962). Das Abkommen bezweckt eine Koor- 
dinierung der beiderseitigen raumordnerischen Tä- 
tigkeit, legt aber die für diese Tätigkeit maßgeben- 
den sachlichen Gesichtspunkte nicht fest. 

Auch eine diese Lücke schließende ergänzende Ver- 
einbarung würde den Notwendigkeiten nicht ausrei- 
chend Rechnung tragen. Abgesehen davon, daß es 
rechtlich zweifelhaft ist, ob ein Vertrag zwischen 
Bund und Ländern auf einem Sachgebiet zulässig 
ist, für das dem Bund im Grundgesetz eine Gesetz- 
gebungskompetenz zuerkannt worden ist, würde 
sich die rechtliche Tragweite einer Vereinbarung 
mit dem vorbezeichneten Inhalt jedenfalls darin 
erschöpfen, ein abredegemäßes Verhalten von Bun- 
des- und Landesbehörden zu erzielen. Der mit der 
bundesgesetzlichen Regelung erstrebte Erfolg 
würde sich bei einer Vereinbarung vor allem im 
Hinblick auf die fehlende Bindung der sonstigen 
Planungsträger und der an dem Zustandekommen 
der landesplanerischen Pläne beteiligten Stellen 
nicht erreichen lassen. 

Nach Artikel 75 Nr. 4 GG steht dem Bund auf dem 
Gebiete der Raumordnung die Kompetenz zum Er- 
laß von Rahmenvorschriften zu. Der vorliegende 
Gesetzentwurf trägt diesen der Rahmenkompetenz 


des Bundes gezogenen Grenzen Rechnung. D»ie in 
ihm vorgesehenen Regelungen halten sich in dem 
Bereich der Aufgabe, die der Raumordnung nach 
den obigen Ausführungen zukommt. Die Bundes- 
regierung teilt nicht die gelegentlich vertretene An- 
sicht, daß die Rahmenkompetenz des Bundes auf 
dem Gebiete der Raumordnung nur formalen Cha- 
rakter trägt und auf den Erlaß von Verfahrens- 
regelungen beschränkt ist. Wie aus der geschicht- 
lichen Entwicklung der Raumordnungsmaterie her- 
vorgeht, ist nie zweifelhaft gewesen, daß die Aufgabe 
der Raumordnung auch einen materiellen Gehalt be- 
sitzt. Weder aus dem Wortlaut des Grundgesetzes 
noch aus der Entstehungsgeschichte ist zu entnehmen, 
daß der Begriff „Raumordnung" in Artikel 75 Nr. 4 
GG eine andere inhaltliche Deutung hat, als ihm in 
der Vergangenheit, bereits vor dem Jahre 1933 auch 
beigelegt worden war. Auch die Stellung der Materie 
„Raumordnung" in Artikel 75 Nr. 4 GG zwischen 
den unstrittig eine materielle Sachaufgabe bezeich- 
nenden Begriffen „Bodenverteilung" und „Wasser- 
haushalt" spricht für die hier vertretene Auffassung. 
Die in Artikel 75 in Verbindung mit Artikel 72 
Abs. 2 GG aufgeführten Voraussetzungen für das 
Tätigwerden des Bundesgesetzgebers sind erfüllt. 
Das Bedürfnis für ein bundeseinheitliches Rahmen- 
gesetz über die Raumordnung ist zu bejahen. Es er- 
gibt sich aus der Notwendigkeit, auch auf diesem 
Gebiete eine soziale Rechtsordnung zu verwirk- 
lichen, die dem Erfordernis eines sozialen Aus- 
| gleichs der allgemeinen Lebensverhältnisse in der 
Bundesrepublik Rechnung trägt. 

Die Bundesregierung sieht sich in ihren Bemühun- 
gen unterstützt durch den vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages gebilligten Entschließungsantrag 
zur 3. Beratung des Entwurfs eines Bundesbau- 
gesetzes (Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 
Stenographischer Bericht über die 116. Sitzung am 
20. Mai 1960 S. 6673 C), mit dem sic ersucht wurde, 
„in Abstimmung mit den Ländern gegebenenfalls 
auch die gesetzlichen Maßnahmen, die erforderlich 
sind, um die Raumordnung wirksamer zu gestalten, 
in die Wege zu leiten." 

* 

Die Ausführung des Gesetzes belastet Bund, Länder 
oder Gemeinden nicht mit Mehrausgaben. 


B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

§ 1 legt das allgemeine Ziel der Raumordnung fest. 
Aus dem Wesen der Raumordnung ergibt sich, daß 
die Verwirklichung dieses Zieles eine Berücksichti- 
gung der im Raum vorhandenen Gegebenheiten und 
einen Ausgleich der unterschiedlichen an den Raum 
gestellten Anforderungen voraussetzt. Der Maßstab 
für die anzustrebende raumstrukturelle Entwick- 
lung wird den Grundwerten unserer verfassungs- 
mäßigen Ordnung entnommen. Durch den Begriff 
„freie Entfaltung der Persönlichkeit in der Gemein- 
schaft" wird klargestellt, daß dem tragenden frei- 
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heitlichen Prinzip nach der Entscheidung des Grund- 
gesetzes die Rücksicht auf das Gemeinwohl inne- 
wohnt, wozu auch der soziale Ausgleich und die 
äußere und innere Sicherheit gehören. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die materiellen Grundsätze, 
deren Wirkung in § 3 näher bezeichnet ist. 

Den tragenden Gedanken drückt Nummer 1 Satz 1 
aus. Das Gebot, das regionale Gefälle der allge- 
meinen sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu verringern, bezieht sich in erster 
Linie auf das Bundesgebiet in seiner Gesamtstruk- 
tur. Die in Satz 1. und Satz 2 verwandte Formulie- 
rung bringt zum Ausdruck, daß bei den Maßnahmen 
zur Verwirklichung dieses Grundsatzes der Bundes- 
maßstab zugrunde zu legen ist. Die in Satz 2 aufge- 
führten Gesundungsmaßnahmen stellen einen wei- 
ten Rahmen dar, wobei nicht nur auf die Schaffung 
geeigneter Einrichtungen, sondern auch auf die Ge- 
staltung der Umweltbedingungen und -Verhältnisse 
im weitesten Sinne abgestellt wird, soweit sie Ge- 
genstand der in § 3 erwähnten Maßnahmen sind. 
Der in Nummer 1 verwandte Begriff „Auf Schlie- 
ßung" umfaßt nach dem eingebürgerten Sprach- 
gebrauch insbesondere die Verkehrs- und versor- 
gungswirtschaftlichen Maßnahmen. Durch den be- 
sonderen Hinweis auf die Förderung von Gemein- 
den mit zentralörtlicher Bedeutung wird betont, daß 
Maßnahmen zur Industrieansiedlung nicht für das 
flache Land schlechthin gelten können, sondern wir- 
kungsvoll konzentriert werden müssen, und zwar 
in zentralen Orten, deren wirtschaftliche Entwick- 
lung damit zugleich den benachbarten Regionen 
dient. 

Nummer 2 bringt zum Ausdruck, daß Agrargebiete 
mit günstigen natürlichen landwirtschaftlichen Le- 
bens- und Produktionsbedingungen als solche zu er- 
halten sind. Wenn die landwirtschaftliche Existenz- 
grundlage auch nach geeigneten Gesundungsmaß- 
nahmen nicht ausreicht, soll die Wirtschaftskraft 
dieser Gebiete durch Industrieansiedlung, durch die 
Förderung des Fremdenverkehrs oder andere geeig- 
nete Maßnahmen behoben werden. Wirtschaftsför- 
derungsmaßnahmen sollen in Anwendung des 
Grundsatzes Nr. 1 in zentralörtlichen Gemeinden 
konzentriert werden. Diese sollen auch in gesunden 
Agrargebieten ihrer Funktion entsprechend erhal- 
ten und gefördert werden. 

Den Förderungsmaßnaihmen für das Zonenrandge- 
biet ist in Anbetracht ihrer politischen Bedeutung 
ein selbständiger Grundsatz gewidmet. 

Das Gebot, weitere Konzentrationen von Bevölke- 
rung und Industrie in überlasteten Verdichtungs- 
räumen zu vermeiden, ist eine der notwendigen 
Voraussetzungen für die Verwirklichung des in 
Nummer 1 auf gestellten Grundsatzes. Nur in Verein 
mit einer Abschwächung des Konzentrationsvor- 
ganges können die hinter der allgemeinen Entwick- 
lung zurückgebliebenen Gebiete wirksam gefördert 
werden. Satz 2 macht deutlich, daß die Gesundung 
der Ballungsgebiete und insbesondere ihrer Kerne 
als notwendig angesehen wird. Da dies aber eine 


Aufgabe weitgehend städtebaulicher Natur ist, wird 
sich der in Nummer 4 Satz 2 festgelegte Grundsatz 
darauf beschränken müssen, auf die Schaffung gün- 
stiger Voraussetzungen für diese Gesundungsmaß- 
nahmen hinzuwirken. Satz 3 bringt den allgemein 
anerkannten Gedanken zum Ausdruck, durch die 
Schaffung von Entlastungsorten zur Entlastung der 
Ballungsgebiete und zu deren Neuordnung beizu- 
tragen. 

Nummer 5 stellt die Verbindung zwischen Raum- 
ordnung und Städtebau her, wobei sich der hier 
aufgestellte Raumordnungsgrundsatz auf die über- 
geordneten Leitsätze beschränkt, mit deren Erfül- 
lung die Raumordnung die Lösung städtebaulicher 
Aufgaben fördert. Der im ersten Satzteil verwandte 
Begriff der Baugebiete knüpft an die Terminologie 
des Bundesbaugesetzes und der auf seiner Grund- 
lage erlassenen Baunutzungsverordnung an. Auch 
im Blick auf die Stadt- und Dorferneuerung, die im 
letzten Satz dieser Nummer angesprochen ist, kann 
die Raumordnung lediglich vorbereitend und weg- 
bereitend wirken. Die Formulierung im letzten 
Halbsatz ist wörtlich dem § 44 des Bundesbaugeset- 
zes entnommen, um die Identität der dort und hier 
verwandten Begriffe deutlich zu machen. 

Aus den Maßnahmen für die militärische Verteidi- 
gung und den zivilen Bevölkerungsschutz ergeben 
sich erhebliche Anforderungen an den Raum, die zu 
berücksichtigen und abzustimmen sind (Nummer 6). 
Die Nummern 7 bis 9 legen eine Reihe von Ge- 
sichtspunkten fest, die von der Raumordnung zu 
beachten sind. Die Formulierung läßt erkennen, daß 
die hier aufgezeigten Sachbereiche nicht in der 
fachlichen Verantwortung der Raumordnungspoli- 
tik liegen, daß aber durch sinnvolle Maßnahmen der 
Raumordnung Schäden auf diesen Gebieten verhü- 
tet und natürliche Kräfte geschont und erhalten 
werden können. 

Das Gleichgewicht der Kräfte der Natur ist sowohl 
für die Sicherung eines naturverbundenen Daseins 
des Menschen als auch zur Erhaltung der Ertrags- 
und Regenerationsfähigkeit des Bodens erforder- 
lich. Werden die nicht unerschöpflichen Kräfte der 
Natur durch eine naturwidrige Beanspruchung über- 
fordert und aus dem Gleichgewicht gebracht, so 
können schwere Schädigungen der Landschaft die 
Folge sein. Daher muß auf die Wahrung eines aus- 
gewogenen Verhältnisses der lebensnotwendigen 
Elemente wie Boden, Luft, Wasser, Pflanzen- und 
Tierwelt Bedacht genommen werden. Auf Grund 
der mannigfaltigen Funktionen für den Haushalt 
der Natur und für die Erholung der Bevölkerung 
muß der Wald, besondes auch in der Nähe der 
Besiedlung, geschützt und erhalten werden. 

Wasser ist die Grundlage jeglichen Lebens und 
jeder wirtschaftlichen Betätigung. Die Verunreini- 
gung des Wassers hat jedoch ein kaum noch trag- 
bares Ausmaß angenommen, so daß die Verwen- 
dung des Oberflächenwassers als Trink- und Brauch- 
wasser meist nur nach kostspieliger Aufbereitung 
möglich ist. Zwecks Sicherstellung einer ausreichen- 
den Wasserqualität sind daher Maßnahmen zur 
Reinhaltung des Wassers dringend erforderlich. 
Wassergewinnungsgebiete müssen vor einer Beein- 
trächtigung durch eine anderweitige Nutzung ge- 
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schützt werden (z. B. Erlaß von Baubeschränkungen 
und -verboten). 

Wegen der zunehmenden Verunreinigung der Luft 
durch rauch -und staubförmige Rückstände der Indu- 
strie, des Verkehrs und der Haushaltungen, muß im 
Interesse der Verhinderung von gesundheitlichen 
Schädigungen auf eine zweckmäßige Standortwahl 
der in Betracht kommenden Anlagen Bedacht ge- 
nommen werden. 

Nachdem die Entwicklung der modernen Technik 
eine zunehmende Lärmbelästigung mit ihren ungün- 
stigen Auswirkungen auf Kreislauf und Nerven- 
system ausgelöst hat, ist sowohl durch technische 
als auch durch planerische Maßnahmen eine Minde- 
rung der Lärmbelästigungen auf ein für die Gesund- 
heit des Menschen tragbares Maß anzustreben. 

In unserer modernen Gesellschaft ist die Umwelt 
des Menschen immer stärker der Natur entfremdet. 
Andererseits hat jedoch die Bedeutung der Erho- 
lungsfunktion für den Menschen besonders in den 
Verdichtungsgebieten bei seiner vielfachen Über- 
forderung ständig zugenommen. Zur Regeneration 
seiner geistigen und physischen Kräfte muß daher 
die Landschaft vor einer Zerstörung bewahrt und 
die Entwicklung und Sicherung von geeigneten Ge- 
bieten für die Erholung der Bevölkerung gewähr- 
leistet werden. 

Absatz 2 bringt in Ergänzung zu § 3 den Grundsatz 
der Harmonisierung der Raumordnung in Bund und 
Ländern. 

Er verpflichtet die Länder, insbesondere bei ihren 
regionalen raumordnerischen Maßnahmen die 
Grundsätze des Absatzes 1 zu beachten. Das soll 
insbesondere auch für regionale Förderungspro- 
gramme der Länder im Verhältnis zueinander gel- 
ten. Durch deren Abstimmung soll beispielsweise 
vermieden werden, daß neue Leistungsgefälle ge- 
schaffen oder angebahnt werden, die den Aus- 
gleichsgrundsatz in Absatz 1 Nr. 1 beeinträchtigen 
könnten. 

Die Ermächtigung in Absatz 4 zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung dient dem Zweck, die in Absatz 1 
verwandten Begriffe „hinter den allgemeinen Ver- 
hältnissen des Bundesgebietes zurückbleibende Ge- 
biete“ und „überlastete Verdichtungsräume" durch 
Festlegung einzelner Merkmale näher zu konkreti- 
sieren. Das kann für die Anwendbarkeit der diese 
verwendenden Gesetzesbestimmungein notwendig 
werden. 

In dieser Rechtsverordnung sind in erster Linie die 
Merkmale „Bevölkerungsdichte“ und „Sozialpro- 
dukt bezogen auf die Bevölkerung" zu definieren. 
Weitere Merkmale können in der Rechtsverord- 
nung verwandt oder abgegrenzt werden, jedoch nur 
insoweit, als diese die Voraussetzungen des Absat- 
zes 4 Satz 2 erfüllen. Die Definition wird zweck- 
mäßig für die Festlegung von Schwellen- bzw. 
Grenzwerten erfolgen. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die rechtlichen Wirkungen der in 
§ 2 Abs. 1 normierten Grundsätze für den insti- 
tutionellen Bereich des Bundes. 


Absatz 2 stellt klar, daß die in § 2 enthaltenen 
Grundsätze Bundesrahmenrecht darstellen und in 
erster Linie durch die Raumordnungs- und Landes- 
planungsgesetzgebung der Länder zu übernehmen 
und zu ergänzen sind. Solange und soweit derar- 
tiges Landesrecht nicht vorliegt, gelten die bundes- 
rechtlichen Grundsätze unmittelbar. 

Absatz 3 bringt zum Ausdruck, daß die das Leit- 
bild der Raumordnung bildenden Grundsätze ledig- 
lich für die in den verschiedenen Verwaltungsstufen 
zu vollziehenden Aufgaben der Raumordnung gel- 
ten. Sie binden weder den einzelnen Staatsbürger 
noch die Privatwirtschaft, begründen umgekehrt 
auch keinen Anspruch Dritter auf ein bestimmtes 
raumordnungspolitisches Verhalten des Bundes und 
der Länder. Auch Ansprüche auf öffentliche Förde- 
rungsmittel und Entschädigungen werden ausdrück- 
lich ausgeschlossen. 

Zu § 4 

Durch Absatz 1 werden die Länder verpflichtet, zur 
Ausfüllung des durch die Grundsätze nach § 2 ab- 
gesteckten Rahmens Programme oder Pläne aufzu- 
stellen. Damit die Raumordnungstätigkeit den je- 
weiligen Gegebenheiten und gebietlichen Bedürfnis- 
sen elastisch angepaßt werden kann, muß es mög- 
lich sein, die Programme und Pläne sowohl für das 
Gesamtgebiet des Landes als auch für regionale 
Bereiche oder einzelne Fachgebiete aufzustellen. 

Soweit in gesetzlichen Vorschriften eine Anpas- 
sungspflicht von Planungen an die Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung begründet wird, müs- 
sen diese Ziele verbindlich festgelegt sein (Ab- 
satz 2). Damit wird insbesondere die Beziehung zu 
der Vorschrift des § 1 Abs. 3 des Bundesbaugeset- 
zes hergestellt. 

Absatz 3 bringt zunächst zum Ausdruck, daß die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung in zeit- 
licher Hinsicht, nach ihrem räumlichen Geltungs- 
bereich und nach ihrer inhaltlichen Reichweite ver- 
bindlich aufzustellen sind, wenn eine Bandungs- 
wirkung gegenüber der Bauleitplanung und gegen- 
über Fachplanungen bewirkt werden soll. Die Ent- 
scheidung über den Träger dieser Sachaufgabe und 
die Regelung der Förmlichkeiten des Verfahrens 
bleiben dem Landesrecht überlassen. Dabei muß 
eine Beteiligung der betroffenen Gemeinden und 
Gemeindeverbände sichergestellt sein. Dies recht- 
fertigt sich aus der Überlegung, daß durch die An- 
passungspflicht der Bauleitpläne nach § 1 Abs. 3 
des Bundesbaugesetzes die den Gemeinden in dem 
Bundesbaugesetz zugewiesene Planungshoheit weit- 
gehend bechränkt wird. Satz 4 soll während einer 
Übergangszeit die Aufstellung der verbindlichen 
Ziele in den Ländern erleichtern, in denen qualifi- 
zierte Programme oder Pläne noch nicht vorhanden 
sind. 

Absatz 4 entspricht in seiner rechtlichen Bedeutung 
dem § 3 Abs. 3. 

Absatz 5 legt die Bindungskraft der verbindlichen 
Ziele ausdrücklich fest. 

Für die in Absatz 6 bezeichneten Vorhaben ist sinn- 
gemäß der Rechtsgrundsatz übernommen worden, 


9 



Drucksache IV/ 1204 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


der nach § 7 des Bundesbaugesetzes für die Anpas- 
sungspflicht der öffentlichen Planungsträger an die 
Bauleitpläne gilt. Zur Verdeutlichung des materiel- 
len Gehalts der in § 7 Satz 2 des Bundesbaugeset- 
zes enthaltenen Regelung ist ausdrücklich bestimmt 
worden, daß ein erteiltes Einverständnis widerrufen 
werden kann, wenn eine Abweichung wegen Ver- 
änderung der Sachlage erforderlich ist. Gegebenen- 
falls soll die «für die Raumordnung zuständige ober- 
ste Landesbehörde unterrichtet und der Versuch 
einer Einigung unternommen werden. 

Zu § 5 

Mit dieser Vorschrift übernimmt der Entwurf — 
in einer begrifflich und gesetzestechnisch auf das 
geltende Verwaltungsprozeßrecht abgestimmten 
Ausgestaltung — ein dem Landesplanungsrecht seit 
Jahren unter der Bezeichnung „landesplanerischer 
Widerspruch" «geläufiges Rechtsinstitut und stellt es 
auch denjenigen Ländern zur Erleichterung ihrer 
Raumordnungs- und Landesplanungstätigkeit zur 
Verfügung, die eine entsprechende rechtliche Hand- 
habe bisher nicht besitzen. Soweitdie Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung bereits verbindlich auf- 
gestellt worden sind, ist ein Untersagungsrecht ent- 
behrlich, da die Ausführung einer diesen Zielen 
widersprechenden Planung oder Maßnahme gegen 
das gesetzliche Gebot des § 4 Abs. 5 verstoßen 
würde. Es ergibt sich aus der Sache, daß die Unter- 
sagung und der ihr zukommende Suspensiveffekt 
sich nur auf solche Planungen und Maßnahmen be- 
ziehen können, auf die sich die Bindungskraft der 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung erstrek- 
ken würde. Dieser Rechtsgedanke ist zur Vermei- 
dung von Zweifeln in Satz 2 ausdrücklich festgehal- 
ten worden. Darüber hinaus ist es geboten, die auf- 
schiebende Wirkung einer Untersagung zeitlich zu 
befristen. Die Bemessung der Frist und die Rege- 


lung des Verfahrens im einzelnen bleiben den Län- 
dern Vorbehalten. Satz 3 behandelt den Ausschluß 
des Suspensiveffekts von Widerspruch und Anfech- 
tungsklage. Diese Regelung ist erforderlich, da nach 
§ 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung nur 
eine ausdrückliche bundesrechtliche Vorschrift die- 
ser Art die bezweckte Folge haben kann. 

Zu § 6 

Die Vorschrift soll die notwendige Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern gewährleisten. Sie ent- 
spricht in ihrem sachlichen Gehalt der in Artikel 4 
des Verwaltungsabkommens getroffenen Regelung. 
Von der Übernahme der Institution der Konferenz 
für Raumordnung in das Gesetz ist abgesehen wor- 
den, da insoweit verfassungsrechtliche Bedenken 
bestehen. In der Sache sollen jedoch die Verhand- 
lungen in der KRO auch in Zukunft durchgefü'hrt 
werden. 

Zu § 7 

Die in den Absätzen 1, 2 und 4 geregelte Unterrich- 
tungs- und Auskunftspflicht ist in vergleichbarer 
Form auch in den Landesplanungsgesetzen und in 
dem zwischen Bund und Ländern abgeschlossenen 
Verwaltungsabkommen enthalten. Um das Informa- 
tionsvenfahren verwaltungsmäßig nicht unnötig zu 
belasten, ist die Unterrichtungspflicht der obersten 
Landesbehörden für die in Absatz 2 Nr. 2 bezeich- 
neten Maßnahmen sachlich begrenzt worden. 

Die Regelung der Mitteilungs- und Auskunftspflicht 
im landesinternen Bereich bleibt den Ländern über- 
lassen (Absatz 3). Die in Absatz 3 Satz 2 vorge- 
sene Ausnahme trägt dem Gesichtspunkt Rechnung, 
daß die hoheitliche Verwaltung des Bundes durch 
landesrechtliche Normen grundsätzlich nicht gebun- 
den werden kann. 
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Anlage 2 


Begründung des Bundesrates 

zur Ablehnung des Entwurfs eines Raumordnungsgesetzes 


Gegen den Gesetzentwurf bestehen verfassungs- 
rechtliche, verfassungspolitische und fachliche Be- 
denken, die zur Ablehnung des Gesetzentwurfs im 
ganzen führen müssen. 

Die Raumordnungsgrundsätze in § 2 des Gesetzent- 
wurfs, die ein verbindliches Leitbild für die Ent- 
wicklung des Bundesgebietes festlegen sollen, ent- 
halten in Wahrheit allgemeine Richtlinien der Poli- 
tik. Solche Richtlinien gehören nicht in ein Gesetz; 
sie sind vielmehr nach den Grundsätzen des gewal- 
tenteilenden Rechtsstaates von den parlamentarisch 
verantwortlichen Regierungen zu formulieren und 
zu vertreten. 

Durch die in § 2 vorgesehene Festlegung allgemei- 
ner Richtlinien für die Staatstätigkeit der Länder 
wird auch das bundesstaatliche Prinzip des Grund- 
gesetzes verletzt. Denn mit der Eigenstaatlichkeit 
der Länder ist es nicht vereinbar, die gesamte auf- 
bauende Staatstätigkeit der Länder, insbesondere 
im gesetzesfreien Raum, den Entscheidungen des 
Bundesgesetzgebers zu unterwerfen. 

Das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel, eine 
sinnvolle Ordnung des Bundesgebietes unter Be- 
rücksichtigung der europäischen Zusammenarbeit 


und der gesamtdeutschen Belange herbeizuführen, 
kann überdies auf administrativem Wege besser 
erreicht werden. Raumordnung ist im wesentlichen 
eine Frage der Koordinierung. Dazu bedarf es keines 
Gesetzes, sondern einer verständnisvollen, kompro- 
mißbereiten Zusammenarbeit zwischen den zustän- 
digen Bundes- und Landesstellen. Die Verpflichtung 
hierzu ergibt sich aus dem verfassungsrechtlichen 
Gebot bundesfreundlichen Verhaltens und aus dem 
Verwaltungsabkommen über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Raumordnung vom 16. Dezem- 
ber 1957. Sollte dieses Verwaltungsabkommen nicht 
in allen Punkten den Erwartungen genügt haben, 
so müßte es zweckentsprechend geändert werden. 
Der Bundesrat hält insbesondere eine Erweiterung 
des Verwaltungsabkommens durch materielle Raum- 
ordnungsgrundsätze für möglich und erstrebens- 
wert. Eine solche Lösung würde nicht nur verfas- 
sungsrechtliche und verwaltungstechnische Schwie- 
rigkeiten vermeiden, sondern auch eine gewisse 
Elastizität gewährleisten, die den Besonderheiten 
j der Raumordnung und der Tatsache Rechnung trägt, 
j daß sich verschiedene Grundsätze des Gesetzent- 
I wurfs in ihren Auswirkungen noch nicht voll über- 
sehen lassen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Ablehnung des Entwurfs eines Raumordnungsgesetzes 
durch den Bundesrat 


Die vom Bundesrat als Grundlage seines ablehnen- 
den Beschlusses geäußerten verfassungsrechtlichen 
und verfassungspolitischen Bedenken werden von 
der Bundesregierung nicht geteilt. 

Entgegen der Auffasung des Bundesrates enthält 
der Entwurf keine Richtlinien der Politik, sondern 
Richtlinien für den Landesgesetzgeber. Die Aufstel- 
lung solcher Richtlinien gehört zum Kernbestand 
der Rahmenkompetenz. Die vom Rahmengesetzge- 
ber zu erlassenden Richtlinien dürfen mit den — 
im Beschluß des Bundesrates angeführten — Richt- 
linien der Politik nicht gleichgesetzt werden. Durch 
die Ausübung der dem Bundesgesetzgeber nach Ar- 
tikel 75 Nr. 4 GG übertragenen Rahmenkompetenz 
wird demnach nicht gegen den Grundsatz der Ge- 
waltenteilung verstoßen. 

Die in § 2 des Entwurfs vorgesehene Festlegung 
allgemeiner Richtlinien verletzt auch nicht das bun- 
desstaatliche Prinzip des Grundgesetzes; denn das 
Grundgesetz hat in Artikel 75 Nr. 4 seihst eine 
derartige Bindung der Landesgesetzgeber an Grund- 
satzentscheidungen des Bundesgesetzgebers vorge- 
sehen. 

Eine gesetzliche Regelung würde auch nicht durch 
eine administrative Lösung, wie sie der Bundesrat 
vorschlägt, entbehrlich. Insbesondere würde ein Ver- 
waltungsabkommen keine unmittelbare Wirkung 


gegenüber dritten Planungsträgern haben. Ein sol- 
ches Abkommen könnte auch nicht die für die 
Raumordnung dringend erforderliche einheitliche 
Linie in den Fällen gewährleisten, in denen die Lan- 
desgesetzgeber bei der Aufstellung von Entwick- 
lungsprogrammen tätig werden. 

Die vom Bundesrat geforderte Elastizität ist bei der 
vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung gewährlei- 
stet, da die materiellen Grundsätze des § 2 des Ent- 
wurfs nur einen allgemeinen Rahmen bilden, der 
bei der praktischen Handhabung eine Anpassung 
an die jeweiligen vorgegebenen Verhältnisse er- 
möglicht. Dieser allgemeine Rahmen muß für Bund 
und Länder auf längere Sicht feststehen, weil eine 
wirksame Raumordnung nur auf der Grundlage 
langfristig festgelegter Ziele erreicht werden kann. 

Im übrigen wird hinsichtlich der Bedenken gegen 
eine administrative Lösung auf die Begründung der 
Regierungsvorlage verwiesen. 

Die Bundesregierung behält sich vor, zu den in den 
Beratungen des Bundesrates gegebenen Einzelan- 
regungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
Stellung zu nehmen. Sie wird diesen Anregungen 
sorgfältige Beachtung schenken. Hierbei wird sie 
auch prüfen, ob und wieweit einzelne dieser Anre- 
gungen auf administrativem Wege verwirklicht 
werden können. 
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